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1. Instanz

Aktenzeichen S 3 U 335/98
Datum 29.06.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 422/00
Datum 13.11.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 29.
Juni 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Parteien streiten um die Feststellung der LendenwirbelsÃ¤ulenerkrankung des
KlÃ¤gers als Berufskrankheit.

Der 1933 geborene KlÃ¤ger war nach seinen Angaben von 1948 bis 1994 als
Bierfahrer tÃ¤tig, davon ca. 50 % im GÃ¼ternahverkehr und 50 % im
GÃ¼terfernverkehr. Dabei war er bis 31.12.1978 als Unternehmer bzw.
Mitunternehmer tÃ¤tig und nicht bei der Beklagten versichert. Vom 01.01.1979 an
war er als Arbeitnehmer beschÃ¤ftigt und gab diese TÃ¤tigkeit im Jahre 1994 auf.

Der Technische Aufsichtsdienst der Beklagten ging davon aus, dass der KlÃ¤ger in
seiner TÃ¤tigkeit in den Jahren 1979 bis 1994 die arbeitstechnischen
Voraussetzungen zum Entstehen einer Berufskrankheit nach Nr.2108 der Anlage zur
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BKVO erfÃ¼llt habe. WÃ¤hrend der KlÃ¤ger auf Befragen gegenÃ¼ber der
Beklagten angab, die Erkrankung der WirbelsÃ¤ule, der Schulter und Arme habe
sich erstmals im November 1994 bemerkbar gemacht, ergibt sich aus den
Behandlungsunterlagen und AuskÃ¼nften des behandelnden Arztes Dr.H. , bei dem
der KlÃ¤ger seit 19.07.1980 in Behandlung war, dass erstmals am 10.05.1983
Verordnungen wegen eines BWS-Syndroms und am 08.07.1986 eine Verordnung
von Massagen bei BWS-LWS-Syndrom stattgefunden hatten.

Die Beklagte holte ein Gutachten von dem OrthopÃ¤den Dr. G. vom 12.02.1998 ein.
Der SachverstÃ¤ndige ging davon aus, dass seit dem 30.12.1987 von nahezu
regelmÃ¤Ã�ig auftretenden so genannten Lumbalsyndromen bzw. Lumboischialgien
berichtet werde. Die 10-Jahresgrenze fÃ¼r die rezidivierenden Kreuzschmerzen sei
somit gegeben. Gegen die Annahme einer Berufskrankheit Nr.2108 spreche, dass
der KlÃ¤ger an der HalswirbelsÃ¤ule bandscheibenbedingte VerÃ¤nderungen
aufweise. Hinzu komme ein geringfÃ¼giger Schiefwuchs der LendenwirbelsÃ¤ule.
Technisch kÃ¶nne eine die gesamte LendenwirbelsÃ¤ule betreffende mÃ¤Ã�ige
Spondylosis deformans und Osteochondrosis, d.h. eine BandscheibenschÃ¤digung
mit konsekutiver Spondylosis nachgewiesen werden. Die beschriebenen
VerÃ¤nderungen Ã¼berschritten eindeutig nicht den Alterserwartungswert.
Insgesamt bestehe beim KlÃ¤ger eine chronische myos- tatische
WirbelsÃ¤uleninsuffizienz bei mÃ¤Ã�igem RundrÃ¼cken und leichtem Schiefwuchs
der LendenwirbelsÃ¤ule. Es handle sich nicht um eine bandscheibenbedingte
Erkrankung der LendenwirbelsÃ¤ule.

Mit Bescheid vom 12.05.1998 lehnte die Beklagte einen EntschÃ¤digungsanspruch
wegen der WirbelsÃ¤ulenbeschwerden des KlÃ¤gers ab. Den anschlieÃ�enden
Widerspruch wies sie mit Widerspruchsbescheid vom 16.09.1998 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren hat der KlÃ¤ger die Feststellung einer
Berufskrankheit Nr.2108 der Anlage zur BKVO und die entsprechenden Leistungen
begehrt.

Das Sozialgericht hat Beweis erhoben durch Einholung eines Gutachtens auf
chirurgisch-orthopÃ¤dischem Fachgebiet durch Prof.Dr.S. vom 05.01.2000. Der
SachverstÃ¤ndige kommt zu dem Ergebnis, die VerÃ¤nderungen an der Brust- und
LendenwirbelsÃ¤ule seien alterstypisch, d.h. also nicht stÃ¤rker, als man sie bei
einem jetzt 66-jÃ¤hrigen Mann erwarten sollte. Hinweise auf eine
bandscheibenbedingte Erkrankung im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule fÃ¤nden sich
nicht, die ZwischenwirbelrÃ¤ume seien normal weit, reaktive VerÃ¤nderungen, wie
man sie bei BandscheibenschÃ¤den sehe, lieÃ�en sich im
LendenwirbelsÃ¤ulenbereich nicht nachweisen. Eine besondere Betroffenheit
einzelner LendenwirbelsÃ¤ulensegmente von VerschleiÃ�erscheinungen erkenne
man nicht. Es bestehe also weder klinisch noch radiologisch ein Hinweis, dass es
sich um eine bandscheibenbedingte Erkankung der LendenwirbelsÃ¤ule handle.
Klinisch fÃ¤nden sich keine GefÃ¼hlsstÃ¶rungen oder Muskelatrophien, welche
fÃ¼r einen Bandscheibenvorfall im LendenwirbelsÃ¤ulenbereich sprÃ¤chen, aus
den Akten gingen bisher keine Untersuchungsbefunde hervor, welche eine
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bandscheibenbedingte Erkrankung im LendenwirbelsÃ¤ulenbereich vermuten
lieÃ�en. Wolle man dieser Aussage nachgehen, so mÃ¼sse man ein
Kernspintomogramm der LWS fertigen, auf diese Untersuchung habe der
SachverstÃ¤ndige jedoch verzichtet, da keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine
bandscheibenbedingte Erkrankung bestÃ¼nden, welche Ã¼ber das
altersentsprechende MaÃ� hinausgehe. Die VerschleiÃ�erscheinungen an der
WirbelsÃ¤ule des KlÃ¤gers betrÃ¤fen Ã¼berwiegend die mittlere und untere
HalswirbelsÃ¤ule, wÃ¤hrend die LendenwirbelsÃ¤ule nur verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig
geringe VerschleiÃ�erscheinungen erkennen lasse, welche altersentsprechend
seien. Auch sei die BewegungseinschrÃ¤nkung der LendenwirbelsÃ¤ule nur gering,
eine Schober sche Zahl von 10 bis 14 cm bei der Rumpfbeugung sei
altersentsprechend. Der SachverstÃ¤ndige kÃ¶nne nicht feststellen, dass durch die
BerufstÃ¤tigkeit eine so genannte "Linksverschiebung" (d.h. altersvorauseilende
Entwicklung) des VerschleiÃ�leidens an der LendenwirbelsÃ¤ule aufgetreten sei. Es
sei zu berÃ¼cksichtigen, dass VerschleiÃ�erscheinungen an der
LendenwirbelsÃ¤ule eine Volkskrankheit seien, also auch bei Patienten Ã¼ber 45
bis 50 Jahren auftrÃ¤ten, welche zeitlebens nie schwer gehoben oder getragen
hÃ¤tten. Ein Bandscheibenleiden an der LendenwirbelsÃ¤ule sei bisher nie
nachgewiesen worden, ein vorzeitiger VerschleiÃ� der LendenwirbelsÃ¤ule lasse
sich radiologisch nicht feststellen. Im Ã�brigen mÃ¼sse man davon ausgehen, dass
ein altersentsprechender Gelenkverschleiss vorliege, der nicht nur die
LendenwirbelsÃ¤ule betreffe, sondern nach Angaben des Patienten auch zu
Gelenkschmerzen an sÃ¤mtlichen Arm- und Beingelenken fÃ¼hre. Die
medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die Anerkennung eines Bandscheibenleidens
an der LendenwirbelsÃ¤ule lÃ¤gen also nicht vor, hiergegen spreche das
Verteilungsmuster der VerschleiÃ�erscheinungen an der WirbelsÃ¤ule und das
Fehlen von VerschleiÃ�erscheinungen an sÃ¤mtlichen
LendenwirbelsÃ¤ulensegementen, welche auf ein bandscheibenbedingtes Leiden in
diesem Bereich hindeuteten und welche stÃ¤rker seien als man es nach dem
Lebensalter des Patienten erwarten sollte.

Mit Urteil vom 29.06.2000 hat das Sozialgericht die Klage als unbegrÃ¼ndet
abgewiesen und sich in der BegrÃ¼ndung auf das Gutachten des
SachverstÃ¤ndigen Prof.Dr.S. gestÃ¼tzt.

Mit seiner hiergegen eingelegten Berufung verfolgt der KlÃ¤ger sein Klagebegehren
weiter.

Auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 SGG hat der Senat ein Gutachten von dem
OrthopÃ¤den Dr.V. vom 16.05.2002 eingeholt. Der SachverstÃ¤ndige kommt zu
dem Ergebnis, es liege eine bandscheibenbedingte Erkrankung der
LendenwirbelsÃ¤ule vor. Es seien eindeutige VerÃ¤nderungen im Sinne von
Bandscheibenprotrusionen mit deutlicher HÃ¶henminderung mit teilweiser
Dehydratation in den Etagen L1/2, L2/3 und L3/4 nachweisbar. Das gleichzeitige
Vorhandensein von Chondrose und Spondylose mit gleichzeitigem Auftreten von
Facettenreizung weise auf eine deutliche biomechanische
Ã�berlastungskomponente hin. Aus den alten RÃ¶ntgenbildern sei eine Beurteilung
der Bandscheiben, Facettengelenke und des Spinalkanals nur schwer
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durchzufÃ¼hren. Der KlÃ¤ger erfÃ¼lle die fÃ¼r die KausalitÃ¤t notwendigen
Vorgaben, er sei Transportarbeiter gewesen und es habe eine Dispositionszeit von
Ã¼ber zehn Jahren bestanden und die entsprechende Belastung habe
stattgefunden. Auch die medizinische Diagnose sei erfÃ¼llt, anamnestisch, klinisch
und rÃ¶ntgenologisch liege ein WirbelsÃ¤ulenschaden u.a. sowohl an der LWS als
auch an der HWS vor. Die AusprÃ¤gung des Schadens u.a. in HÃ¶he L2/3 sei
relevant, weil LWK 3 ein Punctum mobile fÃ¼r die vom Sakrum und vom Darmbein
aufsteigenden Muskeln und das Punctum fixum fÃ¼r die vom thorakalen Bereich
absteigenden Muskeln sei. Diese absteigenden Muskeln seien u.a. auch so genannte
Atemhilfsmuskeln, welche bei anstrengender TÃ¤tigkeit zur Brustkorb- und
Schulterstabilisierung notwendig seien. Somit werde dieses Segment
Ã¼berdurchschnittlich belastet und zeige wie in diesem Fall die meisten
morphologischen VerÃ¤nderungen. Dem gleichzusetzen seien die VerÃ¤nderungen
im Bereich der HWS, hier seien auch die grÃ¶Ã�ten VerÃ¤nderungen in HÃ¶he C5/6
mit neurologisch nachgewiesenem Erkrankungsbild zu finden. Die Folge sei eine
verschlechterte Ansteuerbarkeit des oberen SchultergÃ¼rtels, die so entstandene
BewegungseinschrÃ¤nkung in den Schultern werde Ã¼ber eine kompensierte
Bewegung in der oberen LWS nach hinten ausgeglichen. Die Beziehung der
einzelnen Muskelgruppen und WirbelsÃ¤ulensegmente untereinander seien
grÃ¶Ã�tenteils bekannt. Es zeige sich, dass Kompensationsmechanismen
entstÃ¼nden, welche zu einer fortschreitenden muskulÃ¤ren Dekonditionierung mit
Chronifizierung der Beschwerden fÃ¼hrten. Aus der Sicht der
Entwicklungskinesiologie sei auch zu verstehen, warum auch Personen ohne
Ã¤hnliche Arbeitsdisposition wie der KlÃ¤ger Ã¤hnliche Beschwerden bei
unterschiedlichen VerÃ¤nderungen entwickeln kÃ¶nnten, jedoch basiere dies dann
auf einer angeborenen oder im Rahmen des normalen Alterungsprozesses
zunehmenden, motorischen Diskoordination. Zur Frage des Zwanges zur
Arbeitsaufgabe fÃ¼hrt der SachverstÃ¤ndige aus, wenn eine Berentung mit 63
Jahren stattgefunden habe, dann sei es allerhÃ¶chste Zeit gewesen. Die Rente sei
eine logische Schlussfolgerung aus dem Krankheitsbild, um den KlÃ¤ger vor
weiteren berufsbedingten SchÃ¤digungen zu schÃ¼tzen. Die Erkrankung beim
KlÃ¤ger zeige der Altersnorm vorauseilende, arbeitstypische, morphologische
VerÃ¤nderungen und Beschwerden, welche mehrheitlich auf seine frÃ¼here
berufliche TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckzufÃ¼hren seien. Damit sei der Tatbestand der
Berufskrankheit Nr.2108 erfÃ¼llt.

Hierzu hat die Beklagte eine beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme der Chirurgin Dr.H.
vom 19.07.2002 vorgelegt. Die SachverstÃ¤ndige geht von denselben
Beurteilungskriterien fÃ¼r den Kausalzusammenhang bei einer berufsbedingten
LendenwirbelsÃ¤ulenerkrankung aus wie die SachverstÃ¤ndigen Dr.G. und Prof.Dr.S
â�¦ Sie kommt zu dem Ergebnis, an der HalswirbelsÃ¤ule, deren berufliche
Belastungsvoraussetzungen fÃ¼r die Annahme einer Berufskrankheit hier nicht
gegeben seien, lÃ¤gen wesentlich deutlichere VerÃ¤nderungen vor als an der
LendenwirbelsÃ¤ule. Eine bandscheibenbedingte Erkrankung im eigentlichen Sinne
sei nur an der HalswirbelsÃ¤ule gesichert, hier bestehe ein Bandscheibenvorfall,
nicht an der LendenwirbelsÃ¤ule. Die vorgefundenen degenerativen
bandscheibenbedingten VerÃ¤nderungen an der LendenwirbelsÃ¤ule seien nicht im
Sinne einer Linksverschiebung zu interpretieren. Das Schadensbild sei nicht
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belastungskonform, d.h. die am stÃ¤rksten belasteten Segmente, die unteren
Segmente, wiesen hier geringere VerÃ¤nderungen auf, als die darÃ¼ber
geschalteten Segmente. Zusammengefasst sprÃ¤chen damit ganz gravierende
Argumente gegen den Zusammenhang. Das Gutachten des Dr.V. sei nicht
nachvollziehbar. Unter anderem werde auf den Sachverhalt, dass an der
HalswirbelsÃ¤ule wesentlich deutlichere VerÃ¤nderungen vorlÃ¤gen als an der
LendenwirbelsÃ¤ule, nicht eingegangen, dieser Aspekt werde nicht gewÃ¼rdigt. Es
werde auch keine Positiv- und Negativkriterienliste zusammengefasst.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 29.06.2000
aufzuheben und die Beklagte untr Aufhebung des Bescheids vom 12.05.1998 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16.09.1998 zu verurteilen, eine
Berufskrankheit im Sinne der Nr.2108 der Anlage zu BKVO festzustellen und die
daraus resultierenden Leistungen zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zum Verfahren beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung sind die
Akte der Beklagten und die Akte des Sozialgerichts Augsburg in dem
vorangegangenen Klageverfahren. Auf ihren Inhalt und das Ergebnis der
Beweisaufnahme wird ergÃ¤nzend Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die vom KlÃ¤ger form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig; eine
BeschrÃ¤nkung der Berufung nach Â§ 144 SGG besteht nicht.

Die Berufung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet, denn die Beklagte hat es zu Recht
abgelehnt, die LendenwirbelsÃ¤ulenerkrankung des KlÃ¤gers als Berufskrankheit
festzustellen und zu entschÃ¤digen.

Die Entscheidung richtet sich auch im Berufungsverfahren nach den bis zum
31.12.1996 geltenden Vorschriften der RVO, weil der vom KlÃ¤ger geltend
gemachte Versicherungsfall mit der Arbeitsaufgabe vor dem 01.01.1997
eingetreten wÃ¤re und Ã¼ber Leistungen erstmals fÃ¼r einen davorliegenden
Zeitraum zu entscheiden gewesen wÃ¤re (Â§Â§ 212, 214 Abs.3 SGB VII).

Der Senat weist die Berufung aus den GrÃ¼nden des angefochtenen Urteils des
Sozialgerichts Augsburg als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und sieht nach Â§ 153 Abs.2
SGG von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab. Der Senat
stÃ¼tzt seine Entscheidung darÃ¼ber hinaus auf die Gutachten des Dr.G. und der
Dr.H. , die, auch wenn sie von der Beklagten eingeholt worden sind, der
gerichtlichen Entscheidung zugrunde gelegt werden kÃ¶nnen (vgl. BSG SozR Nr.66
zu Â§ 128 SGG). Diese SachverstÃ¤ndigengutachten folgen denselben
Beurteilungskriterien wie das Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Prof.Dr.S. und
stÃ¼tzen dessen gutachterliche EinschÃ¤tzung. Hierbei gehen die
SachverstÃ¤ndigengutachten des Dr.G. und des Prof.Dr.S. zugunsten des KlÃ¤gers
zu Unrecht davon aus, dass erste LWS-Beschwerden bzw. Lumboischialgien nach
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einer Belastungszeit von zehn Jahren aufgetreten seien. Behandlungen wegen eines
LWS-Syndroms ergeben sich bereits aus dem Jahre 1986 und akute
Lumboischialgien sind seit 1987 dokumentiert. FÃ¼r das hier zu beurteilende
Vorliegen einer Berufskrankheit dÃ¼rfen jedoch nur TÃ¤tigkeiten des KlÃ¤gers seit
01.01.1979 berÃ¼cksichtigt werden, weil der KlÃ¤ger in seinen vorherigen
belastenden TÃ¤tigkeiten nicht versichert war. Dass die Belastungen des KlÃ¤gers
in dem davor liegenden Zeitraum als versicherungsfremde konkurrierende
Einwirkungen hÃ¤tten gewertet werden mÃ¼ssen, war fÃ¼r diese Gutachten
ebenso wie fÃ¼r das Gutachten der Dr.H. nach der Art der medizinischen
Feststellungen und der Ã¼brigen konkurrierenden Ursachen konsequenterweise
nicht mehr von Bedeutung.

Der Senat kann das Gutachten des Dr.V. ebenso wie die SachverstÃ¤ndige Dr.H.
logisch nicht nachvollziehen. Weder ist darin nachvollziehbar begrÃ¼ndet, warum
eine bandscheibenbedingte Erkrankung der LendenwirbelsÃ¤ule Ã¼berhaupt
vorliegt, warum der Befund an der LendenwirbelsÃ¤ule altersvorauseilend ist, wie
die belastenden Arbeiten physiologisch zu einer SchÃ¤digung der
Lendenbandscheiben und LendenwirbelsÃ¤ule fÃ¼hren und warum der KlÃ¤ger
angesichts der weitaus gravierenderen SchÃ¤digungen der HalswirbelsÃ¤ule und
seines fortgeschrittenen Alters gerade wegen der SchÃ¤digungen der
LendenwirbelsÃ¤ule wesentlich gezwungen war, die potentiell belastenden
TÃ¤tigkeiten aufzugeben. DarÃ¼ber hinaus hÃ¤tte es bei dem Hinweis des
SachverstÃ¤ndigen auf dieselbe Entwicklung des Beschwerdebildes der
LendenwirbelsÃ¤ule im Rahmen des normalen Alterungsprozesses einer
besonderen BegrÃ¼ndung bedurft, warum bei gleicher Krankheitsentwicklung im
vorliegenden Fall die beruflichen Belastungen wesentliche Mitursache gewesen
sind. Abweichend von der ausdrÃ¼cklichen Fragestellung fÃ¼r den
SachverstÃ¤ndigen fehlt es in seinem Gutachten darÃ¼ber hinaus bei der
Benennung der frÃ¼heren beruflichen TÃ¤tigkeit an einer Abgrenzung zwischen
den Belastungen vor 1979 und ab dann.

Die Berufung war deshalb nicht begrÃ¼ndet.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten stÃ¼tzt sich auf Â§ 193 SGG und folgt der
ErwÃ¤gung, dass der KlÃ¤ger in beiden RechtszÃ¼gen nicht obsiegt hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 24.11.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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